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1. Zusammenfassung

Zweck der Eckpunkte

Die folgenden Eckpunkte setzen den rahmen für  

eine deutsche Strategie für friedensförderung und 

Konflikttransformation. Diese soll darauf ausgerichtet 

werden, friedensbemühungen umfassend, solidarisch 

und nachhaltig zu unterstützen. friedensförderung und 

Konflikttransformation sollen als strategische Quer-

schnittsaufgaben der deutschen Politik – insbesondere 

der Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik – ver-

ankert werden. Die Strategie hat hierzu Grundlagen, 

interessen, Ziele und Prioritäten deutschen Handelns zu 

bestimmen und Sorge dafür zu tragen, dass die erfor-

derlichen ressourcen bereitgestellt werden. 

Begründung deutscher friedenspolitik

Deutsche Politik soll friedenspolitik sein. Dieser An-

spruch fußt auf dem friedensgebot des Grundgesetzes. 

Die Erfahrung der Weltkriege und eines anschließenden 

langjährigen friedens, die Erfolge kooperativer Ostpolitik  

seit den 1970er Jahren, die integration in die Europäische  

Union und die friedliche Wiedervereinigung sind für 

Deutschland und sein friedenspolitisches Engagement 

identitätsstiftend und nachhaltig prägend. 

Bedarf für eine friedenspolitische Strategie

friedensförderung und Konflikttransformation sind 

langfristige und umfassende Herausforderungen. Der 

Umgang mit ihnen bedarf einer klaren ganzheitlichen  

Orientierung und den Mut zur festlegung von Prioritäten,  

die an klar definierten Peacebuilding Needs auszurichten 

sind. An beidem fehlt es in der deutschen Politik. 

Multilaterale institutionen als strategische Hebel

Deutsche friedenspolitik kann auf Dauer nur im rah-

men der einschlägigen internationalen institutionen er-

folgreich sein. in erster Linie gilt dies für die Vereinten 

nationen und die Europäische Union, die besondere 

Verantwortung für nachhaltigen frieden und Sicherheit 

in ihrer nachbarschaft trägt. Hierzu muss deutsche Po-

litik gemeinsam mit Partnern initiativ werden. 

Effektive Strukturen und 
Entscheidungsprozesse in Deutschland

Eine Strategie für friedensförderung und Konflikttrans-

formation muss politikfeldübergreifend, abgestimmt 

und umfassend sein. Effektive federführung durch das 

Auswärtige Amt bedarf effektiverer Schnittstellen. Ziel-

gerichteter Personalpolitik fällt eine besondere rolle zu. 

Gleichzeitig ist es notwendig, institutionen zur friedens-

förderung und Konflikttransformation bedarfsgerecht 

auszubauen und zu stärken.

Verantwortung vor Ort

frieden ist kein Exportartikel. Ein nachhaltiger frieden 

wird nur gesichert, wenn Konfliktakteure willens und 

imstande sind, ihre Probleme gewaltfrei zu regeln. Eine 

effektive Strategie für friedensförderung und Konflikt-

transformation rückt diese Aufgabe in den Mittelpunkt 

und richtet ihre Unterstützung für staatliche und nicht-

staatliche Akteure vor Ort darauf aus. Die Deutschen 

Botschaften und die EU - Vertretungen vor Ort müssen 

dieser Aufgabe strukturell und personell stärker gerecht 

werden können. Sie brauchen aber auch Entscheidungs-

spielräume, um auf akute Entwicklungen schnell reagie-

ren zu können. 

Politische Verantwortung und ressourcen

Die Umsetzung einer umfassenden Strategie für frie-

densförderung und Konflikttransformation bedarf 

starker politischer führung und angemessener res-

sourcen. Beides muss sich im nächsten regierungs-

programm niederschlagen. Die festlegung auf eine 

stufenweise Anhebung, der pro Jahr für Aufgaben der 

friedensförderung und Konflikttransformation bereit-

gestellten Mittel um bis zu 500 Mio. Euro jährlich in-

nerhalb der nächsten Legislaturperiode, wäre hierfür 

ein wichtiger, politisch bindender Schritt. 
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2. Hintergrund

Die Kriege auf dem Balkan in den 1990er Jahren so-

wie die Auseinandersetzungen im Kaukasus, im nahen  

Osten und in Afrika haben vor Augen geführt, dass 

auch in der nachbarschaft Deutschlands und der Eu-

ropäischen Union Konflikte gewaltsam eskalieren und 

ganze regionen erschüttern können. Der blutige Zerfall  

Jugoslawiens wurde zum ersten testfall europäischer 

friedenspolitik nach dem Ende des Ost - West - Konflikts. 

Der über ein Jahrzehnt andauernde internationale Ein-

satz in Afghanistan mit deutscher Beteiligung hat nicht 

nur die Grenzen dessen aufgezeigt, was externe inter-

ventionen leisten können, sondern auch den dringenden  

Bedarf für eine kritische überprüfung bisheriger frie-

denspolitischer Ansätze verdeutlicht. 

Politischer charakter von interventionen

Alle Aktivitäten, die auf friedensförderung und Kon-

flikttransformation zielen, sind zutiefst politische inter-

ventionen. Schematische Ansätze zur übertragung von 

Modellen führen über kurz oder lang in eine Sackgasse. 

Eine erfolgreiche Konflikttransformation findet in der 

tiefe von Kultur und Gesellschaft statt; sie verändert 

nationale narrative, gegenseitige Wahrnehmungen und 

Beziehungen. 

Multidimensionale friedensmissionen 

Weltweit hat seit dem Ende des Kalten Krieges die Zahl 

von friedenseinsätzen zugenommen, ihre Mandate sind 

breiter und vielfältiger geworden. friedensmissionen  

führen inzwischen oft umfassende Peacebuilding -  

Aktivitäten durch, so z.B. Verwaltungs-, Wirtschafts- 

oder auch Sicherheitssektorreformen. Der zivile Beitrag 

multidimensionaler Einsätze entscheidet immer mehr 

über ihren nachhaltigen Erfolg. Doch zivile Ansätze al-

leine reichen oft nicht aus. Militärische Komponenten 

haben eine wichtige funktion bei der überwachung von 

Waffenstillständen, beim Eigenschutz der Missionen, 

und zunehmend beim Schutz der Zivilbevölkerung vor 

gewaltsamen übergriffen. im Ausnahmefall kann es er-

forderlich sein, rechtzeitig militärische Zwangsmaßnah-

men anzuwenden, um gewaltsame Vertreibungen oder 

gar Völkermord zu verhindern bzw. zu beenden. Die Er-

fahrungen der Vereinten nationen haben gezeigt, dass 

ein zu spätes militärisches Eingreifen ( wie in Bosnien und 

Herzegowina ) oder dessen Ausbleiben ( wie in ruanda ) 

zu massiven zivilen Opfern führen kann. 

Entwicklung, Sicherheit und frieden

Ohne ein Mindestmaß an Sicherheit sind weder frieden 

noch Entwicklung möglich. Der Weltentwicklungs bericht 

2011 hat unterstrichen, dass frieden, Sicherheit und Ent-

wicklung einander bedingen und auf neue Weise mitei-

nander verzahnt werden müssen. Dabei reicht die Kon-

zentration auf staatliche Stabilität und Sicherheit allein  

nicht aus, geht es doch zum einen um die Wiederher-

stellung zerstörter gesellschaftlicher Vertrauensbezie-

hungen, zum anderen um den Aufbau funktionierender 

und legitimer staatlicher institutionen. Ohne prioritär 

Gerechtigkeit, Sicherheit und Wohlergehen für alle Bür-

ger ( im Sinne der Human Security ) zu schaffen, können 

diese Ziele nicht erreicht werden – Solidarität mit den 

Schwachen geht über rein altruistische Motive hinaus.  

Politischer Wille und ressourcen

trotz aller fortschritte im Wissen über Konflikte wird 

oft zu spät gehandelt oder nicht entschieden genug 

reagiert, weil politischer Wille oder ressourcen für ein 

rechtzeitiges und vor allem präventives Eingreifen feh-

len. Andererseits werden verfügbare Potenziale zur 

friedensförderung und Konflikttransformation oft nicht 

so genutzt, wie es notwendig und möglich wäre. Un-

mittelbare Krisenreaktion und Schadensbegrenzung 

dominieren, nachhaltige Konfliktprävention und -trans-

formation spielen oft nur eine untergeordnete rolle, die 

Bereitschaft zu langfristigem Engagement ist gering. 

Aber es mangelt auch an praxistauglichen Konzepten, 

fähigkeiten und instrumenten. Selbst die besten intenti-

onen können scheitern, wenn die vorgehaltenen Mittel 

und ressourcen vorbeugender Krisenpolitik den Heraus-

forderungen nicht gerecht werden. Einfache Lösungen 

sind selten zu haben. 

Langwierigkeit von Konflikten

Eine ganze reihe von Spannungen und bewaffneten 

Auseinandersetzungen, wie zum Beispiel im nahen 

Osten, in Zentralafrika ( Kongo ), am Horn von Afrika 
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( Somalia ), im Sudan oder im Kaukasus, existieren seit 

Jahrzehnten. in allen fällen sind die internationale Ge-

meinschaft und auch die Bundesrepublik Deutschland 

über einen langen Zeitraum engagiert, um Gewalteska-

lationen zu verhindern, bewaffnete Konflikte zu been-

den, frieden zu sichern und Konflikte zu transformieren 

– zumeist mit wenig Erfolg. Angesichts des fortdauerns 

von Konflikten und Gewalt müssen inhalte, Umfang und 

form des bisherigen Engagements kritisch hinterfragt 

und neue Ansätze entwickelt werden.

Veränderungen des Konfliktcharakters

Die intensität, mit der Gewaltkonflikte ausgetragen 

werden, ist heute oft geringer ausgeprägt als früher. 

ihre ökonomischen, sozialen und politischen Ursachen 

sind jedoch immer stärker miteinander verknüpft. 

nichtstaatliche Gewaltakteure wie private Armeen oder 

netzwerke organisierter Kriminalität haben die Konflik-

te der letzten Jahre entscheidend geprägt. Auch die 

Kriegführung hat sich verändert: Die Unterscheidung 

zwischen front und Hinterland verblasst zusehends und 

bewaffnete Einsätze werden oft aus großer Distanz ge-

führt. noch immer werden Kindersoldaten rekrutiert. 

Kleinwaffen sind in wachsender Zahl und weitgehend 

unkontrolliert im Umlauf und auch die Unterscheidbar-

keit von Zivilisten und Kombattanten verblasst in den 

Kriegswirren fragiler Staaten. Kriegs- und Konfliktfol-

gen treffen heutzutage vor allem die Zivilbevölkerung; 

auch durch den Einsatz sexualisierter Gewalt. 

Zwischenstaatliche Kriege

Auch wenn zwischenstaatliche Kriege in ihrer klassi-

schen form zunehmend unwahrscheinlicher werden 

bzw. kaum noch vorstellbar sind, weil sie aufgrund 

der internationalen Vernetzung und interdependenz 

moderner Gesellschaften enorme folgekosten mit sich 

bringen würden, dürfen potenzielle zwischenstaatliche 

Gewaltkonflikte nicht aus dem Blick verloren werden. 

regionale rüstungswettläufe, Großmachtrivalitäten 

und territorialstreitigkeiten prägen weiterhin die in-

ternationalen Beziehungen in vielen teilen der Welt. 

Hier sind neben der klassischen Diplomatie und ver-

trauensbildenden internationalen Dialogen vor allem 

Bemühungen um Abrüstung, rüstungskontrolle und 

nichtverbreitung gefordert, denn nach wie vor gilt: 

Politische Absichten und Strategien können sich än-

dern. Militärische Gewaltpotenziale, die gegenwärtig 

keine Bedrohung darstellen, können nach einem re-

gimewechsel sehr schnell zu einer Bedrohung für den 

Weltfrieden werden. Auch sind neu heraufziehende 

technische risiken für die rüstungskontrolle in den 

Blick zu nehmen: unbemannte ferngesteuerte flugkör-

per, automatisierte Gefechtsfeldsysteme, elektronische 

Störmittel im Weltraum u.a. .

internationale Schutzverantwortung

Die Einführung und Anwendung des Prinzips der 

Schutzverantwortung ( Responsibility to Protect, RtoP ) 

ist eine wichtige Entwicklung des Völkerrechts der ver-

gangenen Jahre. Das Konzept bedarf jedoch der wei-

teren Ausgestaltung, der Kodifizierung und einer völ-

kerrechtlich legitimierten implementierung. Hierzu ist 

ein intensiver Dialog gerade auch mit skeptischen Ak-

teuren zu führen. Einem Missbrauch ist durch geeigne-

te Maßnahmen entschieden entgegenzuwirken. rtoP 

heißt, dass ( i ) jeder Staat in übereinstimmung mit uni-

versell anerkannten normen des Völkerrechts und der 

Menschenrechte eine grundsätzliche Verantwortung 

gegenüber seinen eigenen Bürgern trägt; ( ii ) dass die 

internationale Gemeinschaft ihrerseits Verantwortung 

trägt, durch zivile ( präventive und nachsorgende ) Akti-

vitäten eine internationale Ordnung zu fördern, die die-

sen normen entspricht; und ( iii ) dass unter bestimmten 

Bedingungen – und nur dann – verhältnismäßige mili-

tärische interventionen als äußerstes Mittel zum Schutz 

von Bevölkerungen nicht nur zulässig, sondern geboten 

sein können. 

Umfassende Herausforderungen,  
umfassende Ansätze

Die komplexe natur internationaler Gewaltkonflikte 

bringt neue Herausforderungen für das nationale wie 

das internationale Handeln mit sich, denen mit einem 

umfassenden Ansatz sowie entsprechenden Mitteln und 

instrumenten begegnet werden muss. Um diese wirk-

sam einzusetzen, bedarf es folgender Voraussetzungen: 

�bessere Information und Übersicht durch regelmä-

ßige Beobachtung fragiler und von gewaltsamen Konflik-

ten betroffener bzw. gefährdeter Staaten und regionen;
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�verlässlicheres Wissen über Ursachen, Akteure, Peace 

Building needs ( PBns ), die Wirkung unserer Eingriffe 

und von Anreizsystemen; Analyse und identifikation 

gemeinsamer interessen der Konfliktparteien als Ansatz-

punkt für einen Konfliktlösungsprozess

�kritische Verständigung zwischen den nationalen 

und internationalen Akteuren, auch über den politischen 

charakter der jeweiligen interventionen, und Struktu-

ren, die diese Selbstverständigung ermöglichen;

�beständige kooperation und Dialog mit lokalen  
Akteuren, ohne deren Engagement und Ownership  

externe Beiträge zu friedensförderung und Konflikttrans-

formation nicht nachhaltig wirken können;

�Selbstreflexion, flexibilität und Anpassungsbereit-

schaft;

�Ausdauer und das Bekenntnis zu langfristigen Ver-

pflichtungen. 
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3. Bisherige Meilensteine und  
Herausforderungen

Deutschland hat aufgrund seiner Geschichte eine be-

sondere Verantwortung zur friedensförderung und 

Konflikttransformation. Das Grundgesetz verpflichtet 

mit seiner Präambel und mit Art. 26 ausdrücklich zur 

friedenssicherung. Zu recht wird von der Bundesre-

publik als europäischem und weltpolitischem Akteur, 

als ressourcenstarkem Geberland und einflussreichem 

Partner innerhalb internationaler Organisationen, die 

übernahme von strategischer Verantwortung für die 

internationale friedenspolitik erwartet. Eine trans-

parente, umfassende, entschlossene und dauerhaft 

ausgerichtete Strategie für friedensförderung und 

Konflikttransformation ist geboten. ihre Entwicklung 

beginnt nicht bei » null «.

Multilaterale Meilensteine

Die Vereinten nationen ( Un ), die Europäische Union 

( EU ), die Organisation für Sicherheit und Zusammen-

arbeit in Europa ( OSZE ) und mit ihnen auch Deutsch-

land haben in den zurückliegenden zwei Jahrzehnten 

umfangreiche Anstrengungen zum Ausbau der multi-

lateralen friedensförderung und Konflikttransformation  

unternommen. Die friedensmissionen der Vereinten 

nationen wurden größer, sichtbarer, robuster und 

komplexer. Zudem schufen die Un neue Strukturen u.a. 

in den Bereichen Präventive Diplomatie und Peacebuil-

ding. Die Europäische Union hat den Anspruch auf eine 

umfassende gemeinsame Außen- und Sicherheitspoli-

tik entwickelt und erste Erfahrungen mit friedensein-

sätzen – vor allem auf der Grundlage zivil ausgerich-

teter Mandate – gesammelt. Mit der resolution 1325 

hat der Un Sicherheitsrat zudem bereits im Jahr 2000 

einen wichtigen Schritt in richtung einer gendersensib-

len friedenspolitik unternommen.

Deutsche Meilensteine

Deutschland hat maßgeblichen Anteil an beiden Ent-

wicklungen und zusätzlich eigene initiativen zu welt-

weiter friedensförderung unternommen. im Jahr 2000 

legte die rot - grüne Bundesregierung das Gesamtkon-

zept, im Jahr 2004 den » Aktionsplan Zivile Krisenprä-

vention, Konfliktlösung und friedenskonsolidierung « 

vor. Mit ihnen sollte die Bedeutung einer primär auf 

friedliche Mittel und ressourcen setzenden deut-

schen Außenpolitik unterstrichen werden. nicht nur 

dadurch wurden entscheidende impulse gesetzt und 

eine Vielzahl wichtiger institutionen gegründet, die 

die friedens sichernde Ausrichtung der deutschen Au-

ßenpolitik unterstützen sollen. Zu nennen sind hier der 

Zivile friedensdienst ( ZfD ), das Zentrum für interna-

tionale friedenseinsätze ( Zif ), die Deutsche Stiftung 

friedensforschung ( DSf ), das Programm zivik des insti-

tuts für Auslandsbeziehungen, die Arbeitsgemeinschaft 

frieden und Entwicklung ( friEnt ) u.a. . Auf Ministerial-

ebene wurde der ressortkreis Zivile Krisenprävention 

mit seinem zivilgesellschaftlichen Beirat installiert. Der 

Deutsche Bundestag richtete darüber hinaus 2009 einen  

Unterausschuss » Zivile Krisenprävention und vernetz-

te Sicherheit « ein. Schließlich wurde Ende 2012 ein – 

wenn auch weiterhin in teilen unzureichender – natio-

naler Aktionsplan zur Umsetzung der resolution 1325 

verabschiedet.

Defizite

Dennoch gelang es bisher nicht, eine weiterführende, 

außenpolitisch integrierte Strategie für friedensför-

derung und Konflikttransformation zu entwickeln. Zu 

sehr standen im regierungshandeln administrative 

und ressortspezifische fragen im Vordergrund; inte-

ressen, Ziele und konzeptionelle Herausforderungen  

einer solchen Politik wurden nicht definiert. Der Beitrag 

Deutschlands zur friedensförderung und Konflikttrans-

formation im rahmen der internationalen Bemühungen  

fiel dadurch weniger wirksam und auch weniger sicht-

bar aus, als es angesichts der vorhandenen Potenziale 

möglich gewesen wäre.

Zweck der Strategie

Die hier vorgeschlagene Strategie für friedensförde-

rung und Konflikttransformation soll die positiven  

Erfahrungen der letzten Jahre verstärken und Defizite  

beheben. Sie soll das deutsche friedenspolitische Pro-

fil im internationalen Zusammenwirken schärfen und 

die Wirksamkeit des deutschen Engagements erhö-

hen. Sie ist als Wegweiser und als fundament einer 

politischen Gesamtstrategie zu verstehen, mit der 

das Gebot des Grundgesetzes, dass Deutschland » als 
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gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa 

dem frieden der Welt zu dienen « habe, kraftvoll um-

gesetzt werden kann.

Erfolgskriterien

Eine Strategie für friedensförderung und Konflikttrans-

formation wird dies leisten, wenn sie:

�klaren prinzipien folgt, 

�klare und realistische Ziele setzt, 

� transparent Interessen beschreibt,

� in diesem rahmen prioritäten definiert und mit ent-

sprechenden ressourcen unterlegt,

�als übergreifende Querschnittsaufgabe verstanden 

wird, 

� in multilaterale Strukturen eingebettet ist, sowie

�gegenseitige Abhängigkeiten und gemeinsame inter-

essen als wichtige Stabilitätsfaktoren nutzt.

Zugleich ist ihre Effektivität abhängig von den gemeinsa-

men interessen und ihrer Abstimmung mit den Verbün-

deten und Partnern. Sie muss an klaren Schwerpunkten  

ausgerichtet, nachhaltig konzipiert und solidarisch  

umgesetzt werden. 
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4. Eckpunkte einer Strategie  
für friedensförderung und  

Konflikttransformation

Die folgenden Eckpunkte umreißen die Grundlagen, Ziele  

und zentralen Handlungsfelder einer deutschen Strategie  

für friedensförderung und Konflikttransformation. Sie 

sollen einen neuen impuls zur Stärkung, Weiterent-

wicklung und strategischen Ausrichtung des deutschen  

Engagements in diesem Politikfeld geben.

EcKPUnKt 1  Zweck

Mit der Strategie werden friedensförderung und Kon-

flikttransformation als fundament deutscher Politik 

und insbesondere als zentrale Elemente deutscher  

Außen- und Sicherheitspolitik verankert. 

für die deutsche Politik heißt dies: 

1 ihre Prinzipien, interessen, Ziele und Prioritäten zu 

benennen und damit einen verlässlichen Orientierungs-

rahmen für nationale und internationale, staatliche und 

zivilgesellschaftliche Akteure zu schaffen; 

2 Gültigkeit und Verbindlichkeit für die gesamte  

Bundesregierung und ihre Durchführungsinstitutionen  

herzustellen; 

3 strategische Partner und konzeptionelle Schnittstellen 

der internationalen Kooperation zu identifizieren; 

4 Zielkonflikte und realpolitische Zwänge transparent 

und der öffentlichen Debatte zugänglich zu machen;

5 einen angemessenen Einsatz von ressourcen sowie 

den Ausbau von Strukturen und instrumenten sicherzu-

stellen.

EcKPUnKt 2  Werte und Prinzipien

Deutschlands Engagement für friedensförderung und 

Konflikttransformation basiert auf den Werten und 

normen des Völkerrechts sowie des Grundgesetzes. 

Es bekennt sich zum Primat der Politik sowie zu natio-

naler und kollektiver Verantwortung.

für die deutsche Politik heißt dies: 

1 sich am Prinzip der Solidarität zu orientieren und so-

ziale Gerechtigkeit sowie ökologische Verantwortung 

mitein ander zu verbinden, um somit die Voraussetzun-

gen für eine nachhaltige, menschenwürdige Entwick-

lung zu schaffen;

2 das Leitbild menschlicher Sicherheit in nationaler und 

multilateraler friedensförderung in Konfliktregionen zu 

verankern, und damit den Schutz der Menschenrechte, 

die Sicherheit der Bevölkerung, die Entwicklung legitimer 

staatlicher institutionen, die solidarische Einbeziehung 

der gesellschaftlich Benachteiligten sowie die Entwick-

lung von Mechanismen des interessenausgleichs für eine 

nachhaltige Konflikttransformation zu gewähr leisten;

3 zur Stärkung der internationalen rechtsgemeinschaft 

beizutragen, insbesondere durch die förderung friedli-

cher Streitbeilegung, durch konstruktive Mitwirkung an 

der Weiterentwicklung des Völkerrechts sowie durch 

die Bereitstellung von ressourcen und qualifiziertem  

Personal;

4 die Stärkung und implementierung von internationa-

len rechtsregeln und Verhaltenskodizes zu unterstützen, 

die in besonderer Weise zur friedensförderung und Kon-

flikttransformation beitragen können;

5 die geltenden nationalen rüstungsexportrichtlinien  

künftig strikt einzuhalten, eine restriktive Genehmi-

gungspraxis anzuwenden sowie rüstungsexporte 

stärker als bisher einer parlamentarischen Kontrolle zu 

unterwerfen; 

6 friedensfördernde Maßnahmen zur Vergangenheitsauf-

arbeitung, zur Entwicklung von Vertrauensbeziehungen, 

zu Aussöhnung und transitional Justice im nachgang be-

endeter Gewaltkonflikte aktiv zu begleiten; 

7 auch in schwierigen Kontexten aktiv für die Einhaltung 

und Durchsetzung von Menschenrechten einzutreten;

8 im falle von schweren Menschenrechtsverletzungen 

einen völkerrechtlich legitimen militärischen Einsatz im 

rahmen wahrgenommener Schutzverantwortung als 

äußerste kollektive Option zu betrachten, und diesen in 

jedem fall in ein stringentes ziviles Engagement einzu-

binden;
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9  gerade auch im Politikfeld friedensförderung gender-

spezifische Perspektiven zu berücksichtigen und Maß-

nahmen gendersensibel auszugestalten.

EcKPUnKt 3  interesse

Es liegt im deutschen interesse, aktive Verantwortung 

für die förderung von frieden und Sicherheit zu über-

nehmen, um die Grundlagen von frieden, Wohlstand 

und freiheit in Deutschland, Europa und weltweit,  

solidarisch und nachhaltig zu gewährleisten.

für die deutsche Politik heißt dies: 

1 politische Verantwortung für friedensförderung und 

Konflikttransformation – auch multilateral – zu über-

nehmen die der Bedeutung und den Möglichkeiten 

Deutschlands entspricht; 

2 hierin als verlässlicher und berechenbarer internatio-

naler Partner zu agieren; 

3 Bedrohungen Deutschlands, Europas und seiner Ver-

bündeten durch initiativen zur Vertrauensbildung und 

nachhaltig präventives Handeln abzuwenden; 

4 das Konzept der Gemeinsamen Sicherheit weiterzu-

entwickeln und als strategischen Ansatzpunkt für die 

überwindung der jeweiligen Konflikte zu nutzen; 

5 für den nachhaltigen Umgang mit natürlichen res-

sourcen als Grundlagen des Wohlstands einzutreten 

und Vorbildwirkung zu entwickeln; 

6 als rohstoffarme Exportnation die Abhängigkeiten 

und Konkurrenzen um rohstoffe und Absatzmärkte 

friedlich und ausgleichend auszutragen und zu gestalten;

7 auf internationale regelungen hinzuwirken, die den 

allgemeinen Zugang zu Handelswegen, Wirtschafts- 

und Kommunikationsstrukturen als Grundlagen für 

weltweite Entwicklung auf friedliche Weise gewähr-

leisten;

8 die EU dahingehend zu stärken, dass sie zunehmend 

eigenverantwortlich zu frieden und Stabilität in ihrer 

unmittelbaren nachbarschaft beitragen kann;

9 eine stärkere und systematischere Einbeziehung 

bzw. Mitwirkung von frauen in friedensfördernden 

Aktivitäten –  z.B. in führungsfunktionen internationa-

ler friedensmissionen und in Verhandlungsteams und 

Kommissionen – anzustreben.

EcKPUnKt 4  Ziele

Die deutsche Politik fördert den frieden umfassend, 

nachhaltig und solidarisch. Strategisches Ziel ist es, 

potenzielle Gewaltkonflikte zu vermeiden und beste-

hende in gewaltfreie formen des interessenausgleichs 

zu transformieren.

für die deutsche Politik heißt dies: 
 
1 der Eskalation von inner- und zwischenstaatlichen Kon-

flikten und rivalitäten durch präventive Diplomatie aktiv 

vorzubeugen;

2 die Schutzverantwortung der Staaten für ihre Bürger 

unter strikter Einhaltung des Völkerrechts und der allge-

mein anerkannten Menschenrechte weltweit zu stärken 

und sich für ihre implementierung und Operationalisie-

rung starkzumachen; 

3 konkrete Beiträge zur Vermeidung, überwindung und 

transformation von Gewaltkonflikten in fragilen Staaten 

zu leisten; 

4 die Beseitigung tiefer liegender Ursachen gewaltsamer 

Konflikte wie Armut, Unterentwicklung und mangelhafte  

regierungsführung zu fördern – insbesondere entlang 

der Millenniumsziele der Vereinten nationen; 

5 die Entwicklung und Durchsetzung von friedenskon-

zepten konstruktiv zu begleiten, die von den am Konflikt 

und friedensprozess Beteiligten selbst angestrebt und 

in eigener Verantwortung umgesetzt werden, so dass 

größtmögliches lokales Ownership gewährleistet ist;

6 Anstrengungen zur Stärkung guter regierungsführung 

und rechtsstaatlichkeit sowie die demokratische Kontrolle 

von Militär, Polizei und nachrichtendiensten zu unterstützen;  

7 Bemühungen um Abrüstung und rüstungskontrolle 

durch eigene initiativen weltweit zu fördern, um beste-
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hende regeln ( z. B. nichtverbreitung, konventionelle  

rüstung ) zu erhalten und mitzuhelfen, den Weg für drin-

gend erforderliche neue vertragliche Vereinbarungen  

zu Kleinwaffen, Weltraum, Drohnen, taktischen Atom-

waffen sowie im cyberspace zu ebnen.

EcKPUnKt 5  Umfassender Politikansatz

Deutschland verfolgt einen umfassenden Politikansatz, 

in dem das abgestimmte, vernetzte Handeln in der  

friedensförderung und Konflikttransformation zum res-

sortübergreifenden Leitbild der Bundesregierung wird.

für die deutsche Politik heißt dies: 
 

1 ihr Handeln strategisch auszurichten, auf den Kon-

fliktkontext zu fokussieren und mit einer ausreichend 

langen Zeitperspektive zu versehen;

2 ihre Kommunikation darauf auszurichten, öffentliche  

und politische Unterstützung zu mobilisieren und gleichzei-

tig ein realistisches Erwartungsmanagement zu betreiben;

3 die parlamentarische Mitwirkung und Kontrolle durch 

den Deutschen Bundestag zu gewährleisten und dort das 

Politikfeld friedensförderung und Konflikttransformation 

durch fortführung und ggf. Aufwertung eines eigenen 

thematischen Unterausschusses mit breiter definierten 

Querschnittsaufgaben auch institutionell zu stärken; 

4 die Abstimmung und Koordination zwischen den  

Politikressorts zu optimieren und institutionelle Arrange-

ments weiterzuentwickeln, die eine umfassende  

formulierung und Umsetzung der Politik der Bundes-

regierung ermöglichen, in der regel unter federführung  

des Auswärtigen Amts und mit aktiver flankierung des 

Bundeskanzleramts; 

5 das Verhältnis von zivilen zu militärischen Beiträgen 

zu beschreiben und verantwortungsbewusst weiter-

zuentwickeln und das Potenzial der Bundeswehr für 

friedensförderung auch unterhalb der Schwelle zum 

Gewalteinsatz zu nutzen;

6 ressortübergreifende Strukturen an die Zielsetzungen  

der Strategie anzupassen, unter anderem durch die 

politische Aufwertung des ressortkreises auf Staatsse-

kretärsebene, die personelle und organisatorische Stär-

kung seiner Arbeitsebene sowie die Verknüpfung zu 

ministeriellen und interministeriellen Arbeitsgruppen,  

task forces sowie anderen Abstimmungsformaten 

durch initiativrecht des ressortkreises und entspre-

chende Berichtspflichten; 

7 den Auswärtigen Dienst, insbesondere die Deutschen 

Botschaften, als Plattformen für einen umfassenden Po-

litikansatz neu auszurichten und aufzuwerten;

8 auch im rahmen der Mitgliedschaft in internatio-

nalen Organisationen, ihren Spezialorganisationen, 

Ausschüssen, institutionen und feldmissionen einen 

umfassenden, koordinierten Ansatz aktiv zu vertreten 

und zu stärken.

EcKPUnKt 6  Aktiver Multilateralismus

Deutschland stärkt multilaterale institutionen und Pro-

gramme und stimmt seinen Beitrag konstruktiv ab,  

vorrangig im rahmen von Un, EU, OSZE und nAtO.

für die deutsche Politik heißt dies:  

1 die formulierung und Weiterentwicklung von interna-

tionalen Strategien, Konzepten und initiativen aktiv mit-

zugestalten und mit eigenen Beiträgen voranzutreiben;

2 den deutschen Beitrag auf internationale Strategien 

auszurichten und mit den strategischen Partnern und in-

stitutionen abzustimmen; 

3 Konkrete bi- und multilaterale Partnerschaften für 

friedensförderung und Konflikttransformation mit alten 

und neuen strategischen Partnern zu entwickeln und zu 

vertiefen, strategische impulse zu setzen und zu verstär-

ken sowie den Austausch von Lernerfahrungen und Best 

Practices zu ermöglichen.

4 die Weiterentwicklung der Kapazitäten regionaler 

und multilateraler Organisationen in den Bereichen frie-

densförderung und Konflikttransformation dahingehend 

aktiv mitzugestalten, dass eine völkerrechtskonforme  

Handlungsfähigkeit insbesondere bei gravierenden 

Menschenrechtsverletzungen in innerstaatlichen Kon-

flikten erleichtert und verbessert wird;
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5 das politische Gewicht Deutschlands innerhalb der EU 

stärker für friedensförderung und Konflikttransformation  

einzusetzen, die EU - Ebene und ihre Synergiepotenziale 

konstruktiv zu nutzen und besondere Anstrengungen 

zu unternehmen, die instrumente des Europäischen 

Auswärtigen Dienstes ( EAD ) und der Europäischen 

Kommission effektiver aufeinander abzustimmen sowie 

– auch in den Vertretungen vor Ort – auf gemeinsame 

Ziele und ein koordiniertes Vorgehen auszurichten; 

6 die Vereinten nationen gemeinsam mit Partnern aus 

nord und Süd weiterzuentwickeln und zu reformieren,  

einschließlich der Erweiterung der Anzahl der Ständigen 

Mitglieder des Sicherheitsrates um einflussreiche und res-

sourcenstarke Schwellenmächte des globalen Südens und 

der Stärkung eines gemeinsamen europäischen Auftretens;

7 die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 

Europa ( OSZE ) in ihrer rolle als wichtiges forum gesamt-

europäischer Sicherheit und Kooperation gemeinsam  

mit den europäischen Partnern zu stärken und ihre  

Entwicklung als Sicherheits- und friedensgemeinschaft 

aktiv zu unterstützen;

8 Mechanismen und institutionen der friedlichen Streit-

beilegung wie den internationalen Gerichtshof oder 

den internationalen Seegerichtshof zu fördern und 

gleichzeitig die internationale Gerichtsbarkeit zur straf-

rechtlichen Verfolgung und Aufarbeitung von schweren 

Menschenrechtsverbrechen wie den internationalen 

Strafgerichtshof oder Sondertribunale zu stärken;

9 internationale friedensmissionen politisch, konzep-

tionell, personell und finanziell zu unterstützen, ihre 

Weiterentwicklung durch kritische Begleitung und Eva-

luierung voranzutreiben sowie bei ihrer Vorbereitung 

sicherzustellen, dass Analysen, Konzepte, Einsatzregeln 

und Ausstattungen der zivilen, polizeilichen und militäri-

schen Komponenten zueinander kompatibel sind;

10 politische Missionen der Vereinten nationen als gleich-

wertiges instrument mit ›klassischen‹ Blauhelmmissionen 

auf eine solide finanzielle Grundlage zu stellen; 

11 die zentrale rolle der Vereinten nationen für die globa-

le Abrüstung wiederzubeleben und im Verbund mit ihren 

Mitgliedstaaten tendenzen zu neuen rüstungswettläufen 

u.a. im Weltraum und im cyberspace zu begegnen ( auch 

durch Belebung der Genfer Abrüstungskonferenz );

12 für ein verbindliches politisches Konzept präventiver, 

umfassender Sicherheitspolitik der nAtO einzutreten 

und dabei die bereits vorhandenen umfangreichen zivi-

len und politischen instrumente der Un, der OSZE und 

der EU zu berücksichtigen.

EcKPUnKt 7  Kapazitäten

Deutschland fördert die Weiterentwicklung eines  

institutionellen rahmens sowie von Strukturen und  

instrumenten, die ein abgestimmtes, umfassendes 

strategisches Handeln ermöglichen.

für die deutsche Politik heißt dies: 

1 Konzepte für neue Herausforderungen wie Cyber War, 

friedens- und sicherheitspolitische Konsequenzen des Kli-

mawandels oder den Umgang mit privaten Gewaltakteuren  

zu erarbeiten;

2 frühwarnsysteme für eine präventive friedensförde-

rung aufzubauen und zu stärken; 

3 Kapazitäten zur Konflikt- und Akteursanalyse zu er-

weitern und stärker zu fördern; 

4 wissenschaftlich basierte Politikberatung auszubauen 

und eine verbesserte Vernetzung der vorhandenen Ein-

richtungen sicherzustellen; 

5 die wissenschaftliche Ausbildung und forschung im 

rahmen von regionalstudien als Grundlage fundierter 

Konflikt- und Peacebuilding - Potenzialanalysen wieder 

auszubauen sowie die Ausbildung international und pra-

xisnah zu betreiben;

6 politische instrumente wie Verhandlungsunterstüt-

zung, Streitschlichtung, Mediation, Dialoggestaltung, 

Sanktionen u.a. auszubauen; 

7 eine friedensbezogene und konfliktsensible Entwick-

lungszusammenarbeit (EZ) zu verfolgen und vor allem die 

spezifischen instrumente der Konflikttransformation in 

deutschen und internationalen EZ - Programmen fortzu-

entwickeln; 
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8 die Ausbildung qualifizierter Experten in Konfliktländern 

systematisch zu unterstützen und hierfür geeignete Struk-

turen in partnerschaftlicher Zusammenarbeit zu errichten;

9 spezifische zivilgesellschaftliche Ansätze zur Konflikt-

transformation zu fördern; 

10 Monitoring- und Evaluierungsmechanismen zu entwi-

ckeln und zu implementieren, die zeitnahe und regel-

mäßige Anpassungen der eingesetzten Mittel und die 

Steigerung ihrer Wirksamkeit ermöglichen.

EcKPUnKt 8  Personalentwicklung

Die deutsche Personalpolitik stärkt die fachkompetenz 

in deutschen, europäischen und internationalen Orga-

nisationen, bereitet deutsches Personal optimal auf 

die Herausforderungen der multilateralen Konfliktbe-

arbeitung vor und schafft tragfähige netzwerke.

für die deutsche Politik heißt dies: 

1 verstärkte Anstrengungen zur Ausbildung, Gewin-

nung und Bereitstellung von Personal für konfliktbear-

beitende Aktivitäten zu unternehmen, auch im rahmen 

multilateraler institutionen und hier insbesondere in Hin-

sicht auf Leitungspositionen;

2 staatliche Maßnahmen und instrumente offen und 

durchlässig zu gestalten, um externe Experten flexibel 

einbinden zu können; 

3 die Ausbildung von zivilen fachkräften der Konfliktbe-

arbeitung zu stärken; 

4 Anreize und rückkehrangebote für deutsche Zi-

vilexperten weiterzuentwickeln, die zeitweise für  

friedenseinsätze gewonnen werden sollen, und interna-

tionale Einsätze in der heimischen Karriereentwicklung 

stärker zu würdigen; 

5 ressortübergreifende Personalentwicklungs-, Weiter-

bildungs- und Betreuungsmaßnahmen zu ergreifen; 

6 Methoden der konstruktiven Konfliktbearbeitung in 

allgemeine Aus- und fortbildungsangebote für Beschäf-

tigte der Bundesregierung aufzunehmen;

7 verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, frauen 

für Stellen im Bereich friedensförderung zu gewinnen 

und auszubilden sowie zur übernahme von führungs-

positionen in diesem Bereich zu befähigen.

EcKPUnKt 9  Zivilgesellschaft

Deutschland misst dem zivilgesellschaftlichen Engage-

ment im Bereich der friedensförderung und Konflikt-

transformation eine zentrale Bedeutung bei und  

gewährleistet die erforderliche Autonomie für dieses 

Engagement.

für die deutsche Politik heißt dies: 

1 die rechtlichen, politischen und finanziellen rahmen-

bedingungen für zivilgesellschaftliches Engagement zu 

verbessern und die förderung dieses Engagements lang-

fristig planbar und transparent zu gestalten; 

2 die Erwartungen an das Verhältnis zwischen zivilge-

sellschaftlichen und staatlichen Akteuren vor dem Hin-

tergrund ihrer jeweiligen Handlungskompetenzen und 

-potenziale zu beschreiben und die Wirksamkeit staat-

lichen wie zivilgesellschaftlichen Handelns kontinuierlich 

zu überprüfen;

3 zivilgesellschaftliche Erfahrungen, Expertise, Koope-

rations- bzw. Koordinationspotenziale verstärkt in  

politische Entscheidungsprozesse einzubeziehen;

4 den kritischen Dialog zwischen staatlichen und zivilge-

sellschaftlichen Akteuren ernst zu nehmen und in bewähr-

ten formaten wie der Arbeitsgemeinschaft frieden und 

Entwicklung ( friEnt ) mit nachdruck weiterzuentwickeln; 

5 im Dialog mit regierungen der Partnerländer sicher-

zustellen, dass der notwendige raum für ein konstruk-

tives autonomes Handeln lokaler zivilgesellschaftlicher 

Akteure gesichert ist; 

6 Kooperations- und Synergiepotenziale von regierungs-

programmen partnerschaftlich mit zivilgesellschaftlichen 

Organisationen zu prüfen und – wo diese im beidersei-

tigen interesse liegen – arbeitsteilige oder gemeinsame 

Programme und Konzepte zu entwickeln, ohne die Auto-

nomie zivilgesellschaftlichen Handelns zu schmälern.
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5. Prioritäten und ressourcen

Das nächste deutsche regierungsprogramm soll sich auf  

die folgenden übergreifenden strategischen Schwerpunkte 

konzentrieren und entsprechende ressourcen bereitstellen. 

5.1 Multilaterale institutionen und  
Akteure als » strategische Hebel «

Das deutsche Engagement soll die multilateralen ins-

titutionen handlungsfähiger machen. Dazu ist es not-

wendig, das eigene politische Gewicht strategisch für 

friedensförderung und Konflikttransformation in die 

Waagschale zu werfen und entsprechend den eigenen 

Prioritäten führungsverantwortung zu übernehmen. 

Die Vereinten nationen. Bei den Vereinten nationen 

gilt es, die operativen Strukturen für friedensförderung 

und Konflikttransformation weiter zu stärken. Dazu 

müssen auch die politischen Entscheidungsprozesse im 

Dialog mit Partnern aus dem Globalen Süden und dem 

Globalen norden jenseits der gewohnten Muster weiter 

entwickelt werden.

Die Europäische union. Die EU ist der zentrale Be-

zugsrahmen für Deutschland. Mit ihrer Gemeinsamen 

Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik sowie 

der Entwicklungs-, Handels- und Wirtschaftspolitik 

können die Mitgliedsländer ihre Kräfte bündeln, um 

die europäische Handlungsfähigkeit in der eigenen 

nachbarschaft und darüber hinaus zu gewährleisten 

und eine gewichtigere rolle im rahmen der Vereinten 

nationen zu übernehmen. Deutschland steht in der be-

sonderen Verantwortung, sein politisches Gewicht für 

friedensförderung und Konflikttransformation in die 

EU einzubringen. 

Die Organisation für Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa. Die OSZE als gesamteuropäischer 

Verhandlungs- und Konsultationsrahmen für koope-

rative multilaterale Sicherheit befindet sich derzeit  

in einer Krise. Die Diskussion über neue Sicher-

heitsstrukturen, die mit dem Korfu - Prozess wieder  

aufgenommen wurde, und das Ziel einer Sicherheitsge-

meinschaft, das 2010 auf dem Gipfel von Astana von 

allen teilnehmerstaaten der OSZE beschlossen wurde,  

bieten eine chance, ihre frühere rolle wiederzubeleben 

und die OSZE als Sicherheits- und friedensgemeinschaft 

zu stärken. Daran müssen sich Deutschland und die EU 

aktiv beteiligen.

Die nordatlantische Vertragsorganisation. Die 

nAtO gewährleistet als System kollektiver Verteidigung 

die Sicherheit Deutschlands. Sie bildet eine wesentliche 

Voraussetzung und Absicherung für das aktive friedens-

politische Engagement Deutschlands. neue sicher-

heitspolitische Herausforderungen erfordern auch vom 

nordatlantischen Bündnis ein Konzept präventiver und 

umfassender Sicherheitspolitik in Abstimmung mit den 

instrumenten der Un, der OSZE und der EU.

Weitere multilaterale Organisationen. Diese sind 

ein wichtiger Anker für kooperative friedens politik und 

institutioneller rahmen für die Verwirklichung ganz-

heitlicher Ansätze. Deutschland kann seine Mitglied-

schaft in multilateralen Organisationen ( Europarat, iWf, 

OEcD, Weltbank u.a. ) besser nutzen, um deren aktive 

rolle für friedensförderung und Konflikttransformation 

zu stärken. Zugleich gilt es, sich in der EU und den Un 

dafür einzusetzen, die partnerschaftliche Zusammenar-

beit mit ande ren regional- und Subregionalorganisati-

onen ( z. B. AU, ASEAn, UnASUr, EcOWAS, SADc ) zu 

vertiefen und deren friedenspolitisches Engagement zu 

unterstützen.

Dies heißt konkret:
 

�Unter federführung des Auswärtigen Amts ist ein 

neues Personalkonzept der Bundesregierung zu er-

stellen, das die Personalpolitik für die internationalen  

Organisationen strategisch ausrichtet, v.a. in Hinblick 

auf führungspositionen.

�Besonderes Augenmerk gebührt den Strukturen und 

instrumenten des Europäischen Auswärtigen Dienstes 

( EAD ) und ihrem Zusammenspiel mit jenen der Europä-

ischen Kommission und der Mitgliedstaaten. Hier ist es 

vorrangiges Ziel, Synergien im Sinne eines umfassenden 

Ansatzes zu erzeugen und ein zielgerichtetes europäi-

sches Handeln zu stärken. 
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�Multidimensionale friedensmissionen sind angemessen  

finanziell und personell auszustatten sowie systema-

tisch zu evaluieren. Entsprechende reformprozesse ( wie 

bspw. der New - Horizons - Prozess der Un ) sind aktiv 

und konstruktiv zu unterstützen.

�Eine reform der finanzierungs- und Unterstützungs-

mechanismen für politische Missionen der Un ist mit-

telfristig mit nachdruck anzustreben. Zudem sollen die 

Maßnahmen der Hauptabteilung für Politische Angele-

genheiten ( DPA ) über freiwillige Beiträge gestärkt wer-

den; vorrangig im Hinblick auf eine flexible und robuste 

finanzierung politischer feldmissionen und regionaler 

Zentren für präventive Diplomatie, aber auch für weitere 

Beiträge präventiver Diplomatie.

�Die Peacebuilding - Architektur der Un im weiteren 

Sinne soll durch zusätzliche freiwillige Beiträge, die 

primär in den Peacebuilding Fund, das Peacebuilding 

Support Office und die entsprechenden Strukturen von 

UnDP ( Bureau for Crisis Prevention and Recovery, BcPr ) 

investiert werden sollen, systematisch weiterentwickelt 

werden.

�Die Peacebuilding - Beiträge der sektoralen Program-

me der Un - Entwicklungsarchitektur wie UnicEf, fAO 

und WfP sollen mit zusätzlichen freiwilligen Beiträgen 

gezielt gestärkt werden.

�Die reform des Sicherheitsrates soll ein Kernanliegen 

der nächsten Bundesregierung werden mit dem Ziel, die 

Ständigen Mitglieder um einflussreiche Schwellenmächte 

des globalen Südens zu erweitern und ein gemeinsames  

europäisches Auftreten zu stärken.

in Maßnahmen zur Stärkung der multilateralen instituti-

onen sollen bis zu 110 Millionen Euro zusätzlich investiert  

werden.

5.2. Umfassender Ansatz und  
die rolle des Auswärtigen Amtes

trotz anerkannter fortschritte wird die deutsche Aus-

prägung des ressortprinzips weiterhin als wesentliches 

Hindernis für ein kohärentes, umfassendes Gesamten-

gagement in der friedensförderung und Konflikttrans-

formation gesehen. im Zentrum aller Bemühungen zur 

Umsetzung einer Strategie für friedensförderung und Kon-

flikttransformation steht federführend das Auswärtige  

Amt; eine aktive flankierung durch das Bundeskanzler-

amt ist unabdingbar. 

Dies heißt konkret:
 

�friedensförderung und Konflikttransformation müs-

sen zumindest im Auswärtigen Amt wieder chefsache 

werden.

� im Auswärtigen Amt ist ein( e ) Beauftragte( r ) der 

Bundesregierung für friedensförderung und Konflikt-

transformation im range eines Staatssekretärs / Staats-

ministers zu benennen und der derzeit bestehende 

ressortkreis » Zivile Krisenprävention « zu einem ressort-

kreis » friedensförderung und Konflikttransformation «  

weiterzuentwickeln und auf Ebene der Staatssekretäre 

der beteiligten Häuser zu besetzen.

�Zur Unterstützung des ressortkreises ist im Auswärtigen  

Amt ein permanenter Arbeitsstab einzurichten, in den 

Vertreter aller beteiligten Häuser abgeordnet werden. 

Wesentliche Aufgabe des Arbeitsstabes ist die Erstel-

lung ressortübergreifender systematischer Länder- und 

Konfliktanalysen und deren Monitoring, auch unter Ein-

beziehung externer Expertise. Darauf aufbauend sollen 

frühwarnung, Early Action sowie strategische und kon-

zeptionelle fragen durch den ressortkreis vorangetrieben  

werden. Der Arbeitsstab soll auch Ansprechpartner für 

zivilgesellschaftliche Akteure sein. Zur Einrichtung des 

Arbeitsstabes und zur Stärkung der zuständigen Abtei-

lungen in den Ministerien sollen bis zu 45 Millionen Euro 

bereitgestellt werden. 

�Ein ressortübergreifender Budgetpool für friedens-

förderung und Konflikttransformation mit einem  

finanzvolumen von 100 Millionen Euro ist einzurichten.  

Dessen Gestaltung und Einsatz erfolgt durch den 

ressort kreis und orientiert sich an den Erfahrungen mit 

diesem instrument in Großbritannien. 

�Die parlamentarische Begleitung ist zu stärken und zu 

institutionalisieren, z.B. durch die fortführung des Un-

terausschusses » Zivile Krisenprävention und vernetzte 

Sicherheit « als Unterausschuss » friedensförderung und 

Konflikttransformation « im Deutschen Bundestag. 
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� insbesondere im konkreten Konfliktfall sind die  

gesamten außenpolitischen Aktivitäten Deutschlands 

regelmäßig daraufhin zu überprüfen, an welchen Stellen  

sie kurz-, mittel- oder langfristig konfliktmindernd 

oder konflikteskalierend wirken könnten und wie sie 

angepasst werden können, um gewaltsam ausgetra-

gene Konflikte zu vermeiden.

�für die deutsche Beteiligung an friedensmissionen 

ist ein ressortgemeinsames Konzept zu entwickeln, 

das neben den zivilen auch die militärischen Beiträge  

beinhaltet. im rahmen eines solchen Konzepts müs-

sen auch die Voraussetzungen für eine deutsche Be-

teiligung sowie Kooperationsformen und -prozesse  

definiert werden.

5.3 Personalentwicklung und  
Kompetenzaufbau 

in den Ministerien und in anderen relevanten institu-

tionen sollen Kompetenzen im Bereich friedensförde-

rung und Konfliktbearbeitung systematisch aufgebaut 

und gestärkt werden ( vgl. Eckpunkte 5, 7 und 8 ). Die 

Personalentwicklung im Auswärtigen Amt und ande-

ren ressorts soll die Vorzüge von Generalisten- und 

rotationsprinzip um spezifische Profilierungen im Be-

reich friedensförderung und Konflikttransformation 

ergänzen. 

Dies heißt konkret:
 

� insbesondere im Auswärtigen Amt ist eine Pro-

filschärfung im Bereich Personalentwicklung und  

Kompetenzaufbau anzustreben. 

�Sinnvoll wäre die Bildung eines Kompetenznetzes 

» friedensförderung und Konflikttransformation « für 

Beamte und Angestellte aller ressorts, die mit fragilen 

Staaten und Konfliktländern beschäftigt sind. Das Kom-

petenznetz soll seine Mitglieder als Wissens- und fortbil-

dungsplattform dauerhaft über ihre Karrierestationen im 

in- und Ausland begleiten, um dauerhaft und nachhaltig 

Erfahrungsaustausch und gemeinsame Qualifizierungs-

maßnahmen zu ermöglichen. Hier sollen 10 Millionen 

Euro investiert werden.

�Die Bundesrepublik soll ihren internationalen Verpflich-

tungen sowie den an sie gestellten Erwartungen beim 

Einsatz von Polizistinnen und Polizisten in internationalen  

friedensmissionen stärker als bisher gerecht werden.  

Um die rechtlichen, organisatorischen und finanziellen 

Voraussetzungen dafür zu schaffen, braucht es eine um-

fassende Bund - / Länder - Vereinbarung. in deren rahmen  

müsste der Bund etwa 20 Millionen Euro zusätzlich be-

reitstellen.

�Bund und Länder müssen gemeinsam zusätzliche An-

reize schaffen, um fachkräfte des öffentlichen Dienstes 

aus Justiz, Verwaltung, Polizei und anderen Bereichen 

zu bestärken, für begrenzte Zeit an internationalen  

friedensmissionen im Ausland teilzunehmen.

� in der Wissenschaft bedarf es eines Kurswechsels 

zugunsten der regionalstudien, die in den letzten Jahr-

zehnten strukturell vernachlässigt wurden, denn für 

frühwarnung und Konfliktanalyse ist ein vertieftes spe-

zifisches Kontextverständnis unabdingbar. Dabei soll 

eine stärkere Verknüpfung mit der Praxis von friedens-

förderung und Konflikttransformation erzielt werden; 

fundierte Analysen sollen politische Handlungsoptionen 

aufzeigen. Hier sollen bis zu 80 Millionen Euro zusätzlich 

investiert werden.

�Zudem sind instrumente und Strukturen zu schaffen, 

die das begleitende systematische Lernen aus der Pra-

xis ( Lessons Learnt ) und die zeitnahe Umsetzung der 

Erkenntnisse in angepasste Planungen und Programme 

( Lessons Applied ) ermöglichen.

5.4 Verstetigung und Erweiterung von  
instrumenten und institutionen

Die bestehenden instrumente und institutionen, die 

Deutschland im Bereich von friedensförderung und Kon-

fliktbearbeitung seit Jahren aufgebaut und eingerichtet 

hat, gilt es konzeptionell zu stärken und mit zusätzlichen 

materiellen wie personellen ressourcen auszustatten. 

nur so wird es gelingen, sie insgesamt schlagkräftiger 

und effektiver zu machen und ihnen eine aktivere rolle 

im rahmen einer ressortübergreifenden Strategie einzu-

räumen. Dabei gilt es, auf den bisherigen Erfahrungen 

aufzubauen und daraus Schlussfolgerungen für die wei-

teren konzeptionellen Grundlagen zu ziehen.
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Dies heißt konkret:
 

�notwendig ist die Erarbeitung eines Evaluierungs-

konzeptes, auf dessen Grundlage eine unabhängige 

wissenschaftliche Evaluierung der vor allem im rah-

men des Aktionsplanes geschaffenen Strukturen und 

institutionen stattfinden kann. Dabei geht es darum 

Erkenntnisse für ihre Weiterentwicklung zu gewinnen 

sowie die politische und gesellschaftliche Akzeptanz zu 

erhöhen.

�Das Stiftungskapital der Deutschen Stiftung friedens-

forschung ist um 10 Millionen Euro zu erhöhen, damit 

diese auch weiterhin umfassende fördermöglichkeiten 

im Bereich der friedens- und Konfliktforschung sicher-

stellen kann.

�Das Zentrum für internationale friedenseinsätze 

( Zif ) soll zu einem deutschen Kompetenzzentrum  

für friedensförderung und Konflikttransformation  

ausgebaut werden, damit es seine Kernaufgaben in  

der Bereitstellung und Qualifizierung von Personal so-

wie in der Beratung und Analyse noch besser wahr-

nehmen kann. Hierzu sind zusätzliche finanzielle und 

personelle ressourcen im Umfang von 5 Millionen 

Euro notwendig.

�Vor dem Hintergrund seiner Evaluierung braucht es 

eine Weiterentwicklung und einen Ausbau des Zivilen 

friedensdienstes sowohl hinsichtlich der eingesetzten 

friedensfachkräfte als auch der durchzuführenden Pro-

jekte. Dafür ergibt sich ein finanzieller Mehrbedarf von 

20 Millionen Euro.

5.5 Stärkung von Strukturen und  
Botschaften vor Ort

Um das Handeln in Konfliktregionen und die frie-

densfördernde Unterstützung lokaler Akteure zu 

verbessern, ist eine Stärkung der Strukturen vor Ort 

erforderlich, zum einen im Hinblick auf inhaltliche 

Entscheidungs- und Gestaltungsspielräume und zum 

anderen im Hinblick auf die verfügbaren ressourcen. 

Dies betrifft vor allem die deutschen Botschaften, 

aber auch ihre systematische Vernetzung mit anderen 

Akteuren ( vgl. Eckpunkt 5 ). Dabei geht es nicht nur 

um die operativen Beiträge zu friedensförderung und 

Konflikttransforma tion, sondern auch darum, verlässli-

che informationen für frühwarnung und Early Action 

zu generieren. Die zentrale Bedeutung von lokalem 

Ownership für nachhaltige friedensförderung begrün-

det zudem das Erfordernis, den lokalen Partnern und 

regionalen Organisationen beizustehen und die Kapa-

zitätsentwicklung staatlicher und zivilgesellschaftlicher 

Partner zu unterstützen.

Dies heißt konkret:
 

�Die Personalausstattung der deutschen Auslands-

vertretungen soll in konfliktrelevanten Kontexten  

systematisch mit spezifischer friedensförderungs -  

Expertise verstärkt werden. Dies betrifft:

 

›� die Vertretungen in ( Post- )Konfliktländern,

›� die Vertretungen bei internationalen institutionen 

( Un, EU, OSZE, AU, EcOWAS, SADEc, iGAD, ASEAn, 

UnASUr ) und 

›� die Vertretungen in regional- und Globalmächten 

( P5 + BricS + n11 ). 

�Eine solche Stärkung der Deutschen friedensförde-

rungskapazitäten sollte durch folgende Maßnahmen  

erreicht werden:

›� interne Anpassungen im AA ( Personalausstattung 

der Botschaften ), 

›� interne Anpassungen im BMZ ( WZ - referenten ), 

›� interne Anpassungen im BMVg ( Verteidigungs-

attachés ),

›�ggf. zusätzliche Mittel für weitere Diplomaten und 

externe Experten, sofern durch Umstrukturierungen 

und neugewichtungen zwischen den verschiedenen 

Botschaften und Vertretungen keine ausreichenden 

Mittel für die oben beschriebene Schwerpunkt-

setzung bereitgestellt werden können.

�Die personelle Profilierung im feld der friedensförde-

rung kann nicht alleine durch vorhandene Kompetenzen 

und ggf. qualifizierte neueinstellungen erreicht werden. 

Hierfür bedarf es der Aufrechterhaltung und Weiterent-

wicklung dieses Profils sowie einer substanziellen Wei-
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ter- und fortbildungsinitiative in den betroffenen res-

sorts. Hier sollen zusätzlich 30 Millionen Euro investiert 

werden.

�Zudem sollen für diplomatische initiativen in Konflikt-

kontexten flexible operative Mittel in Höhe von bis zu 

20 Millionen Euro vorgehalten werden, die schnell ver-

fügbar und unbürokratisch einsetzbar sind.

5.6 Unterstützung der Zivilgesellschaft

Eine erfolgreiche nationale Strategie für friedensför-

derung und Konflikttransformation bedarf der Unter-

stützung durch die Zivilgesellschaft, auch wenn sie als 

regierungspolitik vorrangig die staatlichen Strukturen, 

Akteure und instrumente in den Blick nimmt. Sie soll 

aber in enger Kooperation mit der Zivilgesellschaft und 

unter Hinzuziehen unabhängiger fachleute entwickelt 

werden. Gerade in Deutschland gibt es eine Vielzahl von 

Akteuren, die seit vielen Jahren international friedensför-

dernde Aktivitäten verfolgen, über eine herausragende  

Vor - Ort - Kenntnis verfügen und ihre substanziellen Er-

fahrungen, Kooperations- bzw. Koordinationspotenziale 

einbringen können. 

Gleichzeitig soll der Autonomie zivilgesellschaftlichen 

Engagements rechnung getragen werden.

Dies heißt konkret:
 

�für die förderung von zivilgesellschaftlichen initiativen 

der friedens förderung und Konflikttransformation sollen  

zusätzliche 50 Millionen Euro bereitgestellt werden. 

�Die förderung soll dabei so ausgestaltet werden, dass 

Sie ein längerfristiges, nachhaltiges Engagement ermög-

licht und den Organisationen und initiativen Planungs-

sicherheit über die ihnen zur Verfügung stehenden  

ressourcen bietet.

� Um die transparenz staatlicher fördermaßnahmen 

im Bereich friedensförderung und Konflikttransfor-

mation gegenüber zivilgesellschaftlichen initiativen zu 

erhöhen, soll eine förderdatenbank eingerichtet wer-

den, wie sie in anderen Bereichen bereits seit Langem 

existiert. 

� im Dialog mit regierungen der Partnerländer soll da-

rauf hingewirkt werden, dass der notwendige raum für 

ein konstruktives autonomes Handeln lokaler zivilgesell-

schaftlicher Akteure gesichert ist

5.7 Politische und öffentliche Unterstützung

Um öffentliche und politische Unterstützung zu mobi-

lisieren, bedarf es größerer Anstrengungen, die Ziele 

und inhalte von friedensförderung und Konflikttrans-

formation in der Gesellschaft zu vermitteln. Eine hierauf  

gerichtete Kommunikationsstrategie soll aber auch dazu 

beitragen, dass die gesellschaftlichen Erwartungen  

an das deutsche Engagement den Möglichkeiten deut-

scher Politik entsprechen. Dazu bedarf es einer gründ-

lichen und flächendeckenden Öffentlichkeitsinitiative, 

die in Kooperation mit den Bundesländern gestaltet 

werden soll. 

für die Umsetzung einer Kommunikationsstrategie 

sollen Mittel in Höhe von 10 Millionen Euro vorgese-

hen werden, die in Bürgerdialoge, konfliktbezogene 

Berichterstattung, spezifische Lehrmaterialien und un-

terrichtsbegleitende Angebote für Schülerinnen und 

Schüler investiert werden sollen.

5.8 Ausstattung mit ressourcen

Zur Umsetzung der beschriebenen übergreifenden 

strategischen Schwerpunkte und Prioritäten ist die 

Bereitstellung zusätzlicher personeller wie finanzieller 

ressourcen für friedensförderung und Konflikttrans-

formation unerlässlich. Um diese aufzubringen, gilt 

es strukturelle Veränderungen vorzunehmen, Schwer-

punktsetzungen anzupassen und insbesondere das 

noch immer bestehende Ungleichgewicht zwischen 

militärischen und zivilen ressourcen nachhaltig zu 

überwinden.

Die folgende Skizze zusätzlich erforderlicher ressour-

cen ist eine vorläufige politische Zielformulierung, die 

sich an den oben entwickelten Prioritäten orientiert. 

Sie soll anhand der verabschiedeten Strategie überprüft 

und spätestens 2017 durch eine mittel- bis langfristige 

finanzplanung auf Basis einer gründlichen Bedarfsana-

lyse und der neuen Strategie ersetzt werden.



21

n n n n n n n n n  EckpunktE EinEr StratEgiE für friEdEnSfördErung & konflikttranSformation

Handlungsfeld Aufbau zusätzlicher jährlicher 

Ressourcen bis 2017

1 Multilaterale Institutionen

� Stärkung der Un 

� Stärkung von regionalorganisationen 

� internationale Personalentwicklung

110 Millionen Euro

2 umfassender Ansatz

� Einrichtung eines interministeriellen Budgetpools Konfliktprävention 

� Personelle Stärkung des Arbeitsstabes des ressortkreises und der zuständigen 

Abteilungen in den Ministerien

145 Millionen Euro

�100 Millionen Euro

�45 Millionen Euro

3 personalentwicklung / kompetenzaufbau

� Aufbau Kompetenzpool

� Bund - / Ländervereinbarung zu internationalen Polizeimissionen

� Stärkere förderung der friedens- und Konfliktforschung einschl. konfliktrelevanter 

regionalstudien

110 Millionen Euro 

�10 Millionen Euro

�20 Millionen Euro

�80 Millionen Euro

4 Verstetigung von Instrumenten und Institutionen 

� Erhöhung Stiftungskapital DSf

� Ausbau Zif zum Kompetenzzentrum friedensförderung

� Ausbau Ziviler friedensdienst

25 Millionen Euro 

�10 Millionen Euro (einmalig )

�5 Millionen Euro

�20 Millionen Euro

5 Stärkung von Strukturen und Botschaften vor Ort

� Aus- und fortbildung

� flexible Mittel für diplomatische initiativen

50 Millionen Euro

�30 Millionen Euro

�20 Millionen Euro

6 unterstützung der Zivilgesellschaft in den partnerländern  
im Bereich Friedensförderung

50 Millionen Euro

7 politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit Deutschland 10 Millionen Euro

Bisher etablierte finanzierungslinien sollen fortgeführt 

und um bis zu 500 Mio. Euro jährlich wie folgt ausge-

baut werden: 
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